BUNDESVERWALTUNGSGERICHT

BESCHLUSS

BVerwG 4 A 1075.04

In der Verwaltungsstreitsache
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hat der 4. Senat des Bundesverwaltungsgerichts

am 23. August 2006

durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Paetow
und die Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Rojahn und

Dr. Jannasch

beschlossen:

Die Gegenvorstellung gegen das Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 16. Mérz 2006 - BVerwG 4 A 1075.04 -
bleibt ohne Erfolg.

Grinde:

1. Ob die Gegenvorstellung gegen eine mit den ordentlichen Rechtsbehelfen
nicht anfechtbare Entscheidung nach Einfihrung des auf3erordentlichen
Rechtsbehelfs der Anhdrungsruge (8 152a VwGO) tberhaupt noch statthatft ist,
ist fraglich (verneinend unter Hinweis auf BVerfGE 107, 395 z.B. BVerwG, Be-
schluss vom 18. Oktober 2005 - BVerwG 8 BN 1.05 -). Das gilt in besonderem
Mal3e fur rechtskraftige Urteile. Jedenfalls soweit die Klager eine Verletzung
des Anspruchs auf rechtliches Gehor rigen (Schriftsatz vom 13. Juli 2006,

S. 42 bis 129), ist eine Gegenvorstellung mit Blick auf die abschlie3ende Rege-
lung in § 152a VWGO unstatthaft. Ob im Ubrigen noch Raum fiir Gegenvorstel-
lungen bleibt, kann offen bleiben. Denn dem Schriftsatz vom 13. Juli 2006 lasst
sich nichts entnehmen, was der Gegenvorstellung der Klager zum Erfolg ver-

helfen kdnnte.

2. Soweit die Klager in der Art einer Berufungsbegrindung bzw. einer Verfas-
sungsbeschwerde das Urteil des Senats als fehlerhaft angreifen, kdme eine
Selbstkorrektur des Gerichts aufgrund einer Gegenvorstellung allenfalls dann in
Betracht, wenn - zutreffend - geltend gemacht wiirde, dass die Entscheidung
objektiv willktrlich ergangen ist (vgl. etwa BVerwG, Beschluss vom 15. Marz
2005 - BVerwG 4 BN 15.05 -). Das ist dann der Fall, wenn die Entscheidung
jeglicher gesetzlicher Grundlage entbehrt oder mit der Rechtsordnung
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schlechthin unvereinbar ist. Derartiges ist weder vorgetragen noch sonst er-
kennbar.

3. Soweit die Klager Verstdlie gegen das Grundrecht auf den gesetzlichen
Richter (Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG) rugen, kann die Gegenvorstellung schon
deshalb keinen Erfolg haben, weil die Klager ihrer prozessualen Mitwirkungs-
pflicht nicht gentigt haben. Eine auf diese Grinde gestltzte - unterstellt statt-
hafte - Gegenvorstellung zielt auf eine fachgerichtliche Selbstkorrektur zur
Vermeidung einer Verfassungsbeschwerde. Mit Blick auf die Subsidiaritat der
Verfassungsbeschwerde kann die Riige der Verletzung von Verfahrens-
grundséatzen, so auch der Gewahrleistung aus Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG, nicht
mehr im Verfahren der Verfassungsbeschwerde geltend gemacht werden, wenn
nicht zuvor alle Mittel des Prozessrechts genutzt wurden, um diesen Verstol3 zu
verhindern oder zu beseitigen (vgl. BVerfG, Beschlisse vom 9. November 2004
- 1 BVR 684/98 - BVerfGE 112, 50 <62> und vom 24. Oktober 1996 - 2 BVR
1851/94 u.a. - BVerfGE 95, 96 <127>). Entsprechendes hat fir die einer

Verfassungsbeschwerde vorgeschaltete Gegenvorstellung zu gelten.

Die Klager haben zu den im Schriftsatz vom 13. Juli 2006 angesprochenen
gemeinschaftsrechtlichen Fragen im Klageverfahren weder in ihren umfangli-
chen Schriftsatzen noch in der neuntagigen mindlichen Verhandlung Ausfih-
rungen gemacht und demgemalf die Einholung einer Vorabentscheidung des
Gerichtshofs der Europaischen Gemeinschaften nach Art. 234 Abs. 3 EG weder
beantragt noch (sinngemal) angeregt. Dieses sich aus der prozessualen
Mitwirkungslast ergebende prozessuale Versaumnis kann nicht nachtraglich
durch Erhebung einer Gegenvorstellung wettgemacht werden.

Unabhangig davon war die Einholung einer Vorabentscheidung nicht geboten:

a) Zur Klarung der im Schriftsatz vom 13. Juli 2006, S. 166, formulierten Frage
Nr. 1.a) nach der Anwendbarkeit der Richtlinie 2001/42/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates Uber die Prifung der Umweltauswirkungen be-
stimmter Plane und Programme vom 27. Juli 2001 (ABI EG Nr. L 197 S. 30)

- SUP-Richtlinie - bedurfte es keiner Vorlage an den EuGH, weil eindeutig ist,
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dass der Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung vom 28. Ok-
tober 2003 - LEP FS 2003 - nicht an den Regelungen dieser Richtlinie zu mes-
sen ist, auch nicht aufgrund einer "Vorwirkung". Die Richtlinie musste durch den
Gesetzgeber der Mitgliedstaaten bis spatestens zum 20. Juli 2004 in nationales
Recht umgesetzt werden (Art. 13 Abs. 1 der Richtlinie). Dementsprechend
verlangt - worauf auch das Urteil vom 16. Marz 2006, a.a.O., Rn. 74 hinweist

- das Raumordnungsgesetz in Ubereinstimmung mit der Rechtsprechung des
EuGH (vgl. zuletzt Urteil vom 23. Marz 2006 - Rs. C-209/04 - NuR 2006, 429,
Rn. 56 ff. m.w. N.) eine Umweltprifung nur bei Raumordnungsplanen, deren
Aufstellung nach dem 20. Juli 2004 formlich eingeleitet worden ist. Beim

LEP FS 2003 ist nicht nur vor diesem Zeitpunkt mit der Aufstellung begonnen
worden, vielmehr ist der Plan schon vor Ablauf der Umsetzungsfrist, namlich

durch die Verordnung vom 28. Oktober 2003 in Kraft gesetzt worden.

b) Ebenso ist die Frage 1.b) (Schriftsatz vom 13. Juli 2006, S. 166) nach dem
"im Rahmen der UVP erforderlichen Alternativenvergleich" zweifelsfrei zu be-
antworten und deshalb nicht durch die Einholung einer Vorabentscheidung des
EuGH zu klaren. Die Richtlinie 85/337/EWG des Rates uber die Umweltvertrag-
lichkeitsprifung bei bestimmten 6ffentlichen und privaten Projekten vom

27. Juni 1985 (ABI EG Nr. L 175 S. 40) i.d.F. der Anderungsrichtlinie 97/11/EG
(ABIEG Nr. L 73 S. 5) vom 3. Marz 1997 - Projekt-UVP-Richtlinie - fordert in
Art. 5 Abs. 3, dass die vom Projekttrager vorzulegenden Angaben u.a. eine
Ubersicht tUber die wichtigsten anderweitigen vom Projekttrager gepriften Lo-
sungsmoglichkeiten und die Angabe der wesentlichen Auswahlgriinde im Hin-
blick auf die Umweltauswirkungen umfassen; diese Angaben sind nach Art. 8
der Richtlinie beim Genehmigungsverfahren - hier also dem Planfeststellungs-
verfahren nach 88 8 ff. LuftVG - zu bertcksichtigen (vgl. auch 8§ 6 Abs. 3 Satz 1
Nr. 5 UVPG). Das ist vorliegend auch geschehen. Im Planfeststellungsverfah-
ren sind die vom Planungs- bzw. Vorhabentrager gepriften Alternativstandorte
einschliel3lich z.B. des Standorts Sperenberg im Hinblick auf die Umweltauswir-
kungen des Vorhabens vergleichend gepruft und beriicksichtigt worden. In der
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist im Ubrigen, ohne dass
noch irgendwelche Zweifel bestiinden, geklart, dass die Projekt-UVP-Richtlinie

Uber die Berucksichtigung der vom Trager des Vorhabens selbst angestellten



-7-

Untersuchungen hinaus keine zusatzliche eigenstandige Untersuchung von
Alternativen und Varianten durch die Genehmigungsbehdrde nach den Mal3-
staben der Umweltvertraglichkeitsprifung verlangt (vgl. BVerwG, Urteil vom
27. Oktober 2000 - BVerwG 4 A 18.99 - BVerwGE 112, 140 <150 f.> m.w.N.).

c) Soweit der Schriftsatz vom 13. Juli 2006 (S.166) Bezug nimmt auf das ,Ge-
meinschaftsgrundrecht der Achtung des Privat- und Familienlebens (Art. 8
Abs. 1 EMRK, Art. 6 Abs. 2 EU)", war aus mehreren Griinden eine Vorlage an
den EuGH nicht geboten. Zum einen unterlassen die Klager den Hinweis dar-
auf, dass das Urteil vom 16. Méarz 2006 - BVerwG 4 A 1075.04 - ihnen einen
sehr weitgehenden Schutz vor nachtlichen Larmeinwirkungen gewahrt, indem
es unter entsprechender Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses vom

13. August 2004 fur die nachtliche Kernzeit von 0:00 Uhr bis 5:00 Uhr ein prak-
tisch unbeschranktes Nachtflugverbot ausgesprochen und fur die tbrige Nacht-
zeit einen Flugbetrieb nur bei Vorliegen sachlicher, die Larmschutzinteressen
Uberwiegenden Verkehrsinteressen als abwagungsfehlerfrei bezeichnet hat.
Zum zweiten ist es eine blof3e Behauptung, dass ,gleichzeitig Standortalternati-
ven zur Verfigung stehen, an denen derartige Larmbeeintrachtigungen nicht
auftreten”. Zutreffend ist lediglich, dass bei stadtfernen Standorten, etwa Spe-
renberg, die Anzahl der Larmbetroffenen geringer ware. Schlielilich ist es zwei-
felsfrei, dass weder die Gemeinschaftsgrundrechte noch die EMRK solche bin-
denden Vorgaben fur die Zulassung von Verkehrsflugh&fen enthalten, wie sie
die Klager diesen Vorschriften entnehmen zu kénnen meinen (zu Art. 8 EMRK
vgl. EGMR, Urteil vom 8. Juli 2003 - Nr. 36022/97 - NVwZ 2004, 1465).

d) Zu der unter 3.a) im Schriftsatz vom 13. Juli 2006 (S. 166) formulierten Frage
nach der entsprechenden Geltung des Art. 6 Abs. 3 und 4 FFH-Richtlinie in
gemeldeten, aber noch nicht in die Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebie-
ten brauchte schon wegen fehlender Entscheidungserheblichkeit keine Vora-
bentscheidung des EuGH eingeholt zu werden. Die Antwort auf die Frage ergibt
sich bereits aus dem nationalen Recht. Denn nach § 26d Abs. 6, § 26¢ Abs. 2
BbgNatSchG geniel3en die gemeldeten Gebiete denselben Schutz wie die in die

Gemeinschaftsliste aufgenommenen Gebiete, ndmlich nach Mal3gabe der - mit
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Art. 6 FFH-Richtlinie inhaltsgleichen - Regelungen des 8§ 26d Abs. 1 bis 5
BbgNatSchG (vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Marz 2006, a.a.O., Rn. 491).
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e) Ebenso brauchte wegen fehlender Entscheidungserheblichkeit der unter 3.b)
im Schriftsatz vom 13. Juli 2006 (S. 166) formulierten Frage keine Vorabent-
scheidung eingeholt zu werden. Der Vortrag der Klager betrifft das Thema
"Grundraumung des Glasowbachs". Im Urteil vom 16. Marz 2006, a.a.O.,

Rn. 500 ist dargelegt, dass die Klausel im Planfeststellungsbeschluss vom

13. August 2004, wonach der Planfeststellungsbehérde rechtzeitig vor Inbe-
triebnahme des Flughafens die Durchfihrung der Grundradumung nachzuweisen
ist, rechtlich nicht zu beanstanden ist. Es seien keine Anhaltspunkte daftr
vorhanden, dass dieser Nachweis wegen untberwindlicher rechtlicher oder tat-
sachlicher Hindernisse nicht bis zu dem genannten Zeitpunkt erbracht werden
kénne. Im Folgenden werden eine Reihe von Gesichtspunkten dargelegt, die
indiziell belegen, dass die rechtliche Prognose, der Nachweis werde rechtzeitig
gelingen kbnnen, gerechtfertigt ist. Ob die unter dem 19. Dezember 2005 erteil-
te Befreiung von der Verénderungssperre im Einzelnen rechtm&Rig ist, ist fur
die Haltbarkeit der Prognose ohne Bedeutung, solange es nicht - wofir nichts
dargetan ist - ausgeschlossen erscheint, dass die rechtlichen Voraussetzungen

fur die Durchfiihrung der Grundraumung geschaffen werden kdnnen.

f) Schliel3lich war mit Blick auf die im Schriftsatz vom 13. Juli 2006 (S. 167) un-
ter 4. aufgeworfene Frage die Anrufung des EuGH nicht erforderlich. Im Urteil
vom 16. Mérz 2006, a.a.0., Rn. 549 bis 551 ist ausgefihrt, dass und aus wel-
chen Grinden die Avifauna - vom hier nicht gegebenen Fall des Art. 7 der FFH-
Richtlinie abgesehen - nicht durch die FFH-Richtlinie, sondern durch das ei-
genstandige Schutzsystem der Vogelschutzrichtlinie geschutzt wird. Das ergibt
sich zweifelsfrei aus Wortlaut und Zweck der beiden Richtlinien. Im Ubrigen ist
in dem genannten Urteil (Rn. 570 ff.) in Wirdigung der von den Verfahrensbe-
teiligten vorgelegten gutachtlichen Stellungnahmen festgestellt, dass samtliche
von dem Ausbauvorhaben betroffenen Vogelarten, also auch die in den Auen-
waldern entlang des Glasowbaches, trotz der zu erwartenden Larmbeeintrach-

tigungen in einem ginstigen Erhaltungszustand verbleiben werden.

Dr. Paetow Prof. Dr. Rojahn Dr. Jannasch



	Gründe:

